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ZUSAMMENSTEHEN 

FÜRS KLIMA

DARUM BRAUCHT ES DIE KLIMAFONDS-INITIATIVE! 

Die Klima- und Biodiversitätskrise spitzt sich immer mehr zu. Das bedroht unsere 
Gesundheit und die des gesamten Planeten.

• Die bislang beschlossenen Klima-Massnahmen sind ungenügend – mit ihnen 
erreicht die Schweiz nicht einmal das eigene Ziel von Netto-Null Emissionen bis 
2050. Geschweige denn das 1,5-Grad-Ziel des Pariser Klimaabkommens. 

• Der Ukraine-Krieg zeigt, dass wir uns endlich aus der gefährlichen Abhängigkeit 
von Öl und Gas lösen müssen.  

• Wir müssen jetzt alle zusammenstehen und die ökologische Wende 
vorantreiben. Der Bundesrat ist aktuell nicht fähig, Lösungen zu präsentieren 

– deshalb braucht es jetzt einen Schub aus der Bevölkerung! 

Im September geht es endlich los mit der Unterschriftensammlung 
für die Klimafonds-Initiative der GRÜNEN und der SP. Die Klemm-
brettchen und Unterschriftenbogen sind bereit – die Vorfreude 
auf die vielen Begegnungen auf der Strasse steigt. Mit der 
Klimafonds-Initiative durchbrechen wir GRÜNE die bürger-
liche Blockadepolitik und räumen dem Schutz von Klima 
und Biodiversität endlich den nötigen Stellenwert ein. 

Die Klimafonds-Initiative treibt konsequen-
te Massnahmen zum Schutz von Klima und 
Biodiversität voran, indem sie einen staatli-
chen Fonds schafft, der die nötigen Mittel für 
diese Massnahmen zur Verfügung stellt. Die 
Initiative ermöglicht die ökologische Wende in der Schweiz. 

Eine konsequente Klimapolitik schützt auch die Artenvielfalt. Die 
Klimafonds-Initiative anerkennt, dass die Klima- und Biodiversitäts-
krise eng zusammenhängen und gemeinsam gelöst werden müssen. 
Die Klimaerhitzung zerstört Lebensräume und gefährdet somit die 
Existenz unzähliger Pflanzen- und Tierarten. Gleichzeitig heizt der 
Verlust der Biodiversität die Klimakrise weiter an, denn wir verlieren die 
Möglichkeit, Kohlenstoff auf natürliche Weise zu binden. Die Klimafonds-In-
itiative sieht daher umfassende Massnahmen vor: Sie will z.B. Verkehr, Häuser 
und die Wirtschaft schnellstmöglich von den fossilen Energien wegbringen. 
Enorm wichtig ist dabei der Ausbau der Solarenergie – das Potenzial ist riesig! 

Die Klimafonds-Initiative macht den Schutz von Klima und Biodiversität zur öffentlichen Aufgabe. 
Denn Klima und Biodiversität sind fürs Wohlergehen unserer Gesellschaft ebenso zentral wie die 
Gesundheitsversorgung und die Bildung. Sie dürfen nicht auf die Einzelperson abgewälzt werden, 
sondern müssen sozial gerecht finanziert werden. Es ist an der Zeit, dass die öffentliche Hand 
hier ihre Verantwortung wahrnimmt. Mit der Anerkennung des Schutzes von Klima und 
Biodiversität als öffentliche Aufgabe garantieren wir nicht zuletzt, dass genügend Mittel für 
diese Jahrhundert-Herausforderungen zur Verfügung gestellt werden. 

Die Klimafonds-Initiative macht die Schweiz zur 
Vorreiterin für den Schutz von Klima und Biodiversität. Indem 

die Klimafonds-Initiative den Ausbau der erneuerbaren Energien, 
die Dekarbonisierung und den umweltfreundlichen Umbau der 
Wirtschaft fördert, werden die lokale Wertschöpfung gestärkt und 

Arbeitsplätze geschaffen und gesichert. Zudem sieht die Initiative 
eine Ausbildungs- und Weiterbildungsoffensive vor für Berufe, 

welche für das Gelingen des ökologischen Umbaus besonders 
wichtig sind. Die Schweiz wird so international eine Vorreiterrolle für 

den Schutz von Klima und Biodiversität einnehmen und gleichzeitig 
die Wirtschaft und die soziale Sicherheit stärken – dank Zukunftsjobs.  

Die Klimafonds-Initiative befreit uns aus der fossilen Energieabhängigkeit und 
stärkt die Versorgungssicherheit in der Schweiz. Indem die Klimafonds-Initiative 

den Ausbau der erneuerbaren Energien, den sparsamen und effizienten Energiever-
brauch und die Dekarbonisierung massiv vorantreibt, stärkt sie unsere Unabhängigkeit 

von Öl und Gas und somit von autokratischen Staaten und Kriegstreibern wie Russland, die 
die Menschenrechte mit Füssen treten. Der Ausstieg aus Öl und Gas ist gut fürs Klima und die 
Menschenrechte! 

Die Klimafonds-Initiative stärkt die weltweite Klimagerechtigkeit. Die Klimakrise bedroht als 
erstes die Lebensgrundlagen der Ärmsten dieser Welt – und damit die Lebensgrundlagen 
derjenigen, die am wenigsten dazu beigetragen haben. Die Initiative ermöglicht, dass die 

Schweiz auch vermehrt Massnahmen in den am stärksten betroffenen Ländern unterstützt: 
Massnahmen, die deren klimafreundliche Entwicklung stärken und deren Anpassung an den 
Klimawandel fördern. Und sie für die zerstörten Lebensgrundlagen entschädigen.   

DIE KLIMAFONDS-INITIATIVE IST… 

UND MIT DIESEN ARGUMENTEN KÖNNEN SIE BEI 
DER UNTERSCHRIFTENSAMMLUNG PUNKTEN: 

KONSEQUENT 

SOLIDARISCH

ZUKUNFTSWEISEND

BEFREIEND

VERANTWORTUNGSVOLL

Unterschreiben Sie unsere Klimafonds-
Initiative als Erste*r! Alle Infos zur Initiative 
und zum Sammelstart finden Sie hier:
www.gruene.ch/klimafonds 

•	 Konsequent: Adjektiv, (in Bezug auf 
jemandes Vorgehen o. Ä.) folgerichtig; 
[sachlich und] logisch zwingend. (Duden) 

•	 Solidarität , die: Substantiv, feminin, (besonders in der Arbeiterbewegung) auf das Zusammen-
gehörigkeitsgefühl und das Eintreten füreinander sich gründende Unterstützung. (Duden)

•	 Zukunft, die:  Substantiv, feminin, Zeit, 
die noch bevorsteht, die noch nicht da ist; die 
erst kommende oder künftige Zeit (und das in 
ihr zu Erwartende). (Duden)

•	 Befreiung, die:  Substantiv, feminin, das Freiwerden, Befreitwerden von 
Unterdrückung o. Ä. (Duden)

•	 Verantwortung, die: Substantiv, [mit einer bestimmten Aufgabe, einer bestimmten 
Stellung verbundene] Verpflichtung, dafür zu sorgen, dass (...) alles einen möglichst guten 
Verlauf nimmt, das jeweils Notwendige und Richtige getan wird. (Duden)

EIN GREEN NEW DEAL FÜR DIE SCHWEIZ

Die Klimafonds-Initiative verlangt die Schaffung eines staatlichen Investitionsfonds, der die nötigen Mittel für 

konsequente Massnahmen zum Schutz von Klima und Biodiversität zur Verfügung stellt. Konkret sieht die Initiative vor, 

dass der Bund jedes Jahr zwischen 0,5 und 1 Prozent des BIP, also 3,5 bis 7 Milliarden Franken in die ökologische Wende 

investiert. Mit dem Klimafonds können Projekte des Bundes, der Kantone und der Gemeinden – aber auch von Dritten – 

unterstützt werden. Er vergibt Kredite, Garantien und Bürgschaften. 
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27’000 Masthühner in einem Betrieb. Eine A4-Seite Platz für jedes Tier. Nicht einen 
Tag unter freiem Himmel. Auch das angeblich «beste Tierschutzgesetz der Welt» 
vermag nicht über die Realität der industriellen Tierproduktion hinwegzutäu-
schen. Die Schweizer Landwirtschaft braucht einen Systemwechsel.

Meret Schneider

Nationalrätin ZH

Mitinitiantin Initiative 

gegen Massentierhaltung

Schneimere

WEG VOM LEID MIT SYSTEM
MASSENTIERHALTUNG

Mit der AHV 21 werden die Renten der Frauen in den nächsten 10 Jahren um 7 Milliarden Franken ge-
kürzt. Dies, obwohl sie bereits heute um einen Drittel tiefere Renten erhalten und noch immer den 
Grossteil der Care-Arbeit übernehmen. Das ist inakzeptabel. Zudem ist die AHV 21 ein erster Schritt hin 
zu einer längeren Erwerbsarbeitszeit für alle.

Katharina Prelicz-Huber

Nationalrätin ZH 

 KPrelicz

ZUM AHV-21-BSCHISS
EIN KLARES NEIN

Abstimmungen 25. September
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Abstimmungen 25. September

Nicht erst seit dem Aus der zwei 
Agrarinitiativen im Juni 2021 ist klar: 
Die Schweizer Landwirtschaftspolitik 
ist blockiert. Dringende Weichenstel-
lungen werden auf die lange Bank 
geschoben, während gleichzeitig 
immer mehr Naturflächen mit Masthal-
len und Ställen zugebaut, Böden 
verdichtet und Lebensräume vernich-
tet werden.

Seit der Jahrtausendwende ist der 
Bestand landwirtschaftlich gehaltener 
Tiere in der Schweiz um beinahe die 
Hälfte gestiegen. Fast 80 Millionen 
Tiere wurden 2020 zur Fleischgewin-
nung getötet. Gleichzeitig ist die Zahl 
der Landwirtschaftsbetriebe von rund 
70’000 auf weniger als 55’000 zurück-
gegangen. Ergo werden heute pro 
Betrieb erheblich mehr Tiere gehalten.

Für eine ressourcenschonende 
und tierfreundliche 

Produktion
Diese Entwicklung ist 

fatal fürs Tierwohl und 
steht dem Ziel einer 

bodenbewirtschaftenden Schweizer 
Landwirtschaft diametral entgegen. 
Heute werden grosse Tiergruppen auf 
engstem Raum zusammengepfercht. 
Regelmässiger Auslauf und eine 
angemessene tiermedizinische 
Versorgung können mit dieser 
Haltungsform nicht gewähr-
leistet werden.

Hier setzt die Initiative 
gegen Massentierhaltung 
an: Sie weist den Weg hin zu 
einer standortangepassten 
Schweizer Landwirtschaft, die für eine 
ressourcenschonende und tierfreundli-
che Produktion steht. Konkret fordert 
die Initiative eine tierfreundliche 
Unterbringung, den Zugang ins Freie, 
eine schonende Schlachtung und 
kleinere Gruppengrössen pro Stall.
Schweizer Bäuer*innen sollen gegen-
über dem Ausland nicht benachteiligt 
werden. Deshalb fordert die Initiative 
auch eine Importregulierung. Diese ist 
WTO-konform, wenn die importierten 
Produkte der «öffentlichen Moral» 
eines Landes widersprechen. Eine 
Annahme der Volksinitiative würde 

klar belegen, dass diese Bedingung 
erfüllt ist.

Breit abgestütztes Anliegen
Das gegenseitige Verständnis von 
Konsumierenden und Produzierenden 

und die Weiterentwicklung der 
festgefahrenen Landwirtschafts-

politik sind für die GRÜNEN als 
Brückenbauer*innen unabding-
bar. Mit der Kleinbauern-Vereini-

gung, Demeter, KAG Freiland und 
Bio Suisse dürfen wir auf die 

Unterstützung wichtiger bäuerlicher 
Verbände zählen. Damit setzen wir ein 
wichtiges Zeichen für den gemeinsa-
men Weg in Richtung einer möglichst 
tiergerechten, standortangepassten 
und ökologisch nachhaltigen Schwei-
zer Landwirtschaft.

Die Lohnungleichheit nimmt wieder 
zu, unbezahlte Haus-, Betreuungs- und 
Erziehungsarbeit wird noch immer 
überwiegend von Frauen geleistet und 
jede sechste pensionierte Frau lebt in 
Armut. Im Schnitt ist die Altersrente 
der Frauen um einen Drittel tiefer als 
die der Männer. Zudem: Würden wir 
heute die Lohngleichheit umsetzen, 
flössen jährlich 825 Millionen Franken 
in die AHV und wir müssten gar nicht 
erst über eine zusätzliche Finanzie-
rung diskutieren! Trotz dieser Diskrimi-
nierung und wider die Forderung des 
Frauen*streiks nach einer Erhöhung 
der Renten, präsentierte die bürgerli-
che Mehrheit im Parlament eine 
Abbauvorlage auf dem Buckel der 
Frauen. AHV 21 bedeutet für jede Frau, 
von Paaren ganz zu schweigen, einen 
Einkommensverlust von rund 26'000 
Franken. Das lehnen die GRÜNEN 
entschieden ab.

Keine Verlängerung der 
Erwerbsarbeitszeit
Wenn wir akzeptieren, dass die 
Erhöhung der Lebenserwartung 
zwangsläufig mit einer Erhöhung des 
Rentenalters für Frauen einhergehen 
muss, haben wir schlechte Karten, 
gegen ein Rentenalter von 67 und 
später von 70 zu kämpfen. Die 
bürgerliche Mehrheit ist aber bereit, 
uns dies aufzuzwingen! Während 
Erwerbslose ab 55 grosse Mühe haben, 

wieder eine Arbeit zu finden, will uns 
die Mehrheit im Parlament mit 
weiteren Reformen länger arbeiten 
lassen und die Solidarrente abbauen. 
Dafür setzt sie auf den Ausbau des 
privaten Sparens in der Dritten Säule, 
von der nur die 10 reichsten Prozent 
der Bevölkerung profitieren. Wir 
GRÜNE dagegen setzen auf die 
Stärkung der solidarischen, fair 
finanzierten und stabilen AHV!

Mehr Lebensqualität!
Die Lebenserwartung in guter Gesund-
heit beträgt in der Schweiz sowohl bei 
Frauen wie bei Männern gerade einmal 
68 Jahre und variiert stark, je nach 
ökonomischer Situation. Die Lebens-

qualität im Ruhestand sollte deshalb 
auschlaggebendes Kriterium sein für 
die Bestimmung des Rentenalters – 
und nicht der Zeitpunkt des Todes. 
Damit es allen Menschen vergönnt ist, 
nach der Pensionierung noch einige 
Jahre gesund leben zu können. Wir 
GRÜNE plädieren generell für eine 
Verkürzung der Lebenserwerbsarbeit: 
Nur so kann der Betreuungs- und 
Erziehungsarbeit genügend Zeit 
eingeräumt und die notwendige 
Transformation für die Klimawende 
umgesetzt werden. 

Angesichts der sinkenden Pensionskas-
senrenten, der steigenden Krankenkas-
senprämien und Mieten und der 
bescheidenen durchschnittlichen 
Altersrente von rund Fr. 3'600 pro 
Monat, die viele nicht erreichen, muss 
die Rentenhöhe gleichzeitig nach oben 
korrigiert werden. All das lässt sich auf 
sozialem Weg erreichen – beispielswei-
se, indem ein Teil der immensen 
Nationalbankgewinne an die AHV 
ausgeschüttet werden. 
Die AHV-21-Vorlage geht in die entge-
gengesetzte Richtung. Deshalb ein 
klares Nein!
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Abstimmungen 25. September / Kreuzworträtsel

Ein grosser Tag für uns und für die Schweiz: Seit dem 1. Juli ist die Ehe für Alle Realität! Wir haben 
lange dafür gekämpft – Seite an Seite mit unzähligen engagierten Menschen. Deshalb war es ein 
besonders berührender Moment, am 2. Juli an der wunderschönen Hochzeit von meinem Frakti-
onskollegen Nicolas Walder und Jorge Cadena dabei zu sein. Endlich hat die Politik nachvollzogen, 
was in der Gesellschaft schon länger breit abgestützt war. 

Die GRÜNEN waren aber auch aktiv 
an der Pride in Zürich und in Bulle mit 
dabei. Diese Anlässe zeigen unsere 
Einbettung in der Gesellschaft, unsere 
Kraft und Freude, aber wir wollen da-
bei nicht vergessen: Vieles bleibt noch 
zu tun für gesellschaftliche Akzep-
tanz, rechtliche Gleichstellung – und, 
was mich immer stärker beschäftigt: 
Für weltweite Solidarität! In vielen 
Ländern werden queere Lebensweisen 
immer mehr unterdrückt. Das verur-
sacht unendliches Leid. 
Im Februar dieses Jahres haben 
wir an einem virtuellen Treffen des 
Netzwerks Green LGBTIQ* mit Ver-

EHENDLICH!

treter*innen verschiedener Organisa-
tionen die aktuelle Situation in der 
Schweiz besprochen. Dabei hat sich 
gezeigt: Wir müssen nach wie vor 
zusammenstehen für die rechtliche 
Gleichstellung, die Anerkennung und 
das Respektieren unserer Lebens-
welten. Angesprochen wurden etwa 
mangelnde Angebote auf dem Land, 
fehlende Sensibilisierung auf Ämtern 
oder bei der Polizei und in mehreren 
Gesprächsgruppen war die Schule und 
die Schulumgebung ein Thema. Dabei 
zeigte sich, dass nicht primär die Ver-
ankerung im Lehrplan fehlt, sondern 
der Umgang im Klassenzimmer, vor 

NACH JAHRELANGEM ENGAGEMENT:

allem aber auf dem Pausenplatz, ein 
grosses Problem ist. 
Bleiben wir dran: Bei einem Treffen 
des Netzwerks im September (siehe 
Kasten) und dem Austausch in der 
Arbeitsgruppe LGBTIQ* der GRÜNEN. 
Dort vertiefen wir die Themen, verfol-
gen den parlamentarischen Prozess 
und diskutieren, welche Themen GRÜ-
NE kantonal oder kommunal anstos-
sen sollten. Wir machen dies in enger 
Absprache mit den Fachverbänden 
und auch hier gilt: Je mehr Personen 
mitmachen, desto kraftvoller können 
wir wirken! 

Michael Töngi

Nationalrat LU

 mtoengi

Franziska Ryser

Nationalrätin ZH
 FranziskaRyser

TESTEN SIE 

DUBIOSE STEUERPRIVILEGIEN 

IHR WISSEN!

NEIN DANKE!

Mit Ihrer Teilnahme erlauben Sie den GRÜNEN Schweiz, Ihre Adresse
bei uns abzuspeichern und Sie gegebenenfalls zu kontaktieren.
Über die Verlosung wird keine Korrespondenz geführt, der Rechtsweg
ist ausgeschlossen. Der*die Gewinner*in wird schriftlich benachrichtigt.
Sein*ihr Name wird im nächsten Greenfo publiziert. 

Mit Produkten aus dem Alpen-Shop der Alpen-Initiative ma-
chen Sie sich oder jemand anderem eine Freude. Gleichzeitig 
leisten Sie einen wertvollen Beitrag zum Erhalt unserer 
einmaligen Alpenlandschaft: www.alpen-shop.ch 

1. Grüne Initiative 
2. Ehemalige Präsidentin der GRÜNEN Schweiz (2 Wörter)
3. Sie betrifft die AHV-21-Vorlage besonders.
4. Ständerätin im Trio der Wahlkampfleitung (2 Wörter) 
5. In welcher Stadt engagiert sich Marius Diserens im Gemeinderat?
6. Seit dem 1. Juli können gleichgeschlechtliche Paare… 
7. Raphaël Mahaim und Natalie Imboden sind neu zur Grünen 
Fraktion gestossen. Nur wo?  
8. Sie soll dank der Massentierhaltungsinitiative auch in der 
landwirtschaftlichen Tierhaltung respektiert werden.
9. Die GRÜNEN Schweiz feiern 2023 Geburtstag. Wie alt werden 
sie? 

Reichen Sie Ihr Lösungswort ein und gewinnen Sie einen Gutschein 
im Wert von CHF 100 für den Alpen-Shop:
www.gruene.ch/kreuzwortraetsel

Oder per Post an: GRÜNE Schweiz, Waisenhausplatz 21, 3011 Bern 
(inklusive Ihrem Namen und Adresse) 

Lösungswort letzte Ausgabe: Europa
Gewinnerin letzte Ausgabe: Sébastien Dizerens  🎉

Teilnahmeschluss: 1. Oktober 
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▲ Pride 2022 in Bulle.

◀ Frisch verheiratet: Nicolas Walder und Jorge 

Cadena verlassen gemeinsam das Standesamt 

in Carouge. 

Die Verrechnungssteuer ist eine Sicherungssteuer: Sie stellt sicher, dass Vermögenswerte der 
Steuerbehörde angegeben und nicht hinterzogen werden – und wird zurückerstattet, wenn das 
Vermögen korrekt deklariert wird. Nun soll sie teilweise abgeschafft werden – dazu sagen wir 
GRÜNE entschieden nein. 

Haben Sie das Greenfo genau gelesen? Dann machen Sie mit und gewinnen Sie einen Gutschein 

von CHF 100 für den Alpen-Shop!

Bundesrat Maurer will die Verrech-
nungssteuer auf inländischen Obligati-
onen abschaffen. Damit sollen 
Grossunternehmen begünstigt 
werden, wenn sie Geld am Fremdkapi-
talmarkt aufnehmen. Gleichzeitig wird 
so die Steuerkriminalität gefördert – 
und zwar explizit bei Grossanleger*in-
nen. Für alle anderen bleibt die 
Verrechnungssteuer bestehen.

KMU gehen leer aus
Profitieren werden gerade einmal 200 
Konzerne. Alle anderen 699'800 KMU 
haben nichts davon, denn sie finanzie-
ren sich nicht am Fremdkapitalmarkt. 
Diese Sonderbehandlung für 0,03 
Prozent der Unternehmen kostet aber 
mindestens 200 Millionen Franken pro 
Jahr. Eine Gegenfinanzierung ist nicht 
vorgesehen. Wir alle werden also 

bezahlen, mit höheren Abgaben oder 
einem Abbau von Leistungen. 
Mit einem Nein am 25. September 
können wir diese unnötigen Steuerpri-
vilegien für Grosskonzerne und 
dubiose Anleger*innen verhindern. 

Netzwerk LGBTIQ+

Alle Infos zum nächsten 
Treffen des Netzwerks 
Green LGBTIQ+
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Ich hätte mir nie träumen lassen, dass ich eines Tages in der Politik tätig sein würde. Mittlerweile 
gehöre ich zu einer Avantgarde von queeren Politiker*innen in der Schweiz. Mit 26 Jahren wurde 
ich in den Gemeinderat von Nyon gewählt. Ein Zufall ist mein politisches Engagement nicht. 

Meine nicht-heteronormative Identität 
hat mich zum Aktivisten gemacht, noch 
bevor ich selbst realisiert habe, was 
Queersein auch bedeutet: Dass ich 
vermehrt Gewalt ausgesetzt bin, dass 
meine Fähigkeiten ständig hinterfragt 
werden, dass mir mein Platz in der Ge-
sellschaft abgesprochen wird. Heute 
ist meine Antwort darauf klar: kämpfe-
risches Engagement – im Gemeinderat 
und auf anderen Bühnen. 

Im Zentrum meines Aktivismus steht 
das tiefe Verlangen nach Gerechtigkeit 
und nach Respekt. Bei Diskriminierung 
und Willkür kann ich nicht einfach zu-
sehen. Darum erhebe ich meine Stimme 

– online und in den gedruckten Medien 
– z.B. gegen die sexistische Werbung 
von verschiedenen Lebensmittelriesen. 
In meinem Master in Geschlechterfor-
schung befasse ich mich zudem mit den 
Lebensrealitäten der am wenigsten 
sichtbaren – und gleichzeitig am ver-
letzlichsten – Mitgliedern der LGBTIQ+ 
Community, allen voran rassifizierten 

EIN TIEFES VERLANGEN
NACH GERECHTIGKEIT

und/oder als «verweiblicht» angesehe-
nen LGBTIQ+ Menschen. 
Vom queer-feministischen und antika-
pitalistischen Online-Aktivismus bin ich 
schliesslich auf die Politik gekommen – 
eine neue Herausforderung. Da für mich 
von Anfang an klar war, dass – egal wel-
che – Politik nur Sinn macht, wenn sie 
sich auch für unser aller Lebensgrund-
lage – die Erde – einsetzt, habe ich mich 
für die GRÜNEN entschieden. Im Parla-
ment bin ich Teil von drei verschiedenen 
Kommissionen. Meinen Platz habe ich 
mir mehr als verdient: Mit harter Arbeit, 
Fachwissen und einem Willen dazuzu-
lernen. 

Nach einem Jahr im Gemeinderat darf 
ich mich über die ersten Erfolge freuen: 
Die Schaffung eines Energiebeauftrag-
ten für Nyon, ein Aktionsplan für eine 
grössere Präsenz von Frauen im öf-
fentlichen Raum (z.B. Strassennamen), 
die Bekämpfung an Tagesschulen von 
chemischen Substanzen, welche den 
Hormonhaushalt von Kindern stören. 

Schliesslich ist Nyon dank einem weite-
ren Postulat von mir auf bestem Weg, 
sich dem «Rainbow Cities Network» an-
zuschliessen und so die LGBTIQ+ Rechte 
besser zu schützen. 

Ich mache Politik aus Überzeugung: 
Für ein Gesundheitssystem, das allen 
offensteht. Für mehr soziale Gerechtig-
keit. Für eine Schweiz, in der sich jeder 
Mensch in Sicherheit fühlen kann. Für 
ein Asylsystem, das das die Menschlich-
keit ins Zentrum rückt. Für eine solidari-
sche Bekämpfung der Klimakrise 

Schlussendlich sind es die Menschen, 
die die Politik ausmachen. Darum: 
Machen wir die Politik diverser, wählen 
wir Menschen, die sich für eine gerech-
te und solidarischere Welt einsetzen, 
und verändern wir so die Politik. Denn 
obwohl wir GRÜNE auf ganz verschiede-
nen Bühnen für unsere Überzeugungen 
einstehen, wissen wir alle: Den Wandel 
schaffen wir nur gemeinsam. 
.

Wir sind GRÜN!

Marius Diserens

Gemeinderat Nyon 

 marius.diserens

WIR SIND GRÜN!

In dieser Rubrik wird in jeder Greenfo-Ausgabe eine engagierte Person aus dem Umfeld 
der GRÜNEN ins Zentrum gerückt. Wir zeigen die zahlreichen vielfältigen und engagierten 
Gesichter der grünen Bewegung.


